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Eine kürzlich vorgestellte Studie am Institut für
Rechts medizin der Universität Zürich hat ergeben,
dass Suizidbeihilfe nicht nur von Schwerkran-
ken  gesucht wird, die bereits dem natürlichen
Tode nahe sind [1]. Offenbar wenden sich an die
Sterbehilfeorganisationen zunehmend auch Men-
schen, die nicht unmittelbar vom Tode bedroht
sind und auch nicht unbedingt schwerbehindert
sind. Allerdings bezieht sich die Unter suchung
nur auf die Stadt Zürich, die  Ergebnisse lassen
sich also nicht ohne weiteres auf die gesamte
Schweiz übertragen. Dennoch wirft die Situation
Fragen auf.

Wie die meisten unserer Mitbürger (verschie-
denen Umfragen nach zu urteilen) lege auch ich
Wert auf die persönliche Freiheit, selbst über 
das Ende des Lebens entscheiden zu können –
gerade nach einem langen Leben, das unerträg-
lich geworden ist, weil die Gesundheit schwer
und unumkehrbar beeinträchtigt ist. Doch das
bedeutet keinesfalls, dass es «gut» ist, den Freitod
ins Auge zu fassen, dass er eine Möglichkeit ist
wie jede andere. Obwohl laut Artikel 115 des
Strafgesetzbuchs Beihilfe zum Selbstmord nicht
strafbar ist, solange sie nicht aus selbstsüchtigen
Beweggründen erfolgt, muss der Staat darauf
achten, in keiner Form den Eindruck zu vermit-
teln, er würde den Suizid gutheissen, und das
 bedeutet auch, dass er gefragt ist, wenn Men-
schen Sterbehilfe angeboten wird, die «einfach
nur» des Lebens müde sind.

Denn Staat und Gesundheitswesen haben 
natürlich die Aufgabe, zur Suizidprävention bei-
zutragen. Und diese Pflicht gilt besonders gegen-
über denen, die schwach, krank, deprimiert, iso-
liert und ausgegrenzt sind, wie es bei «Lebens -
müden» häufig der Fall ist. Und man kann nicht
umhin festzustellen, dass diese, auch wenn sie
nicht unmittelbar vom Tode bedroht sind, eben-
falls Sterbehilfe in Anspruch nehmen. In meinen
 Augen ist die Tätigkeit der Organisationen bei
Menschen, die an einer tödlichen Erkrankung
leiden und deren Tod kurz bevorsteht, akzeptabel
und wirft keine erheblichen Probleme auf – die
Nationale Ethikkommission (NEK) ist zu der Ein-
schätzung gelangt, dass Ärzte, die unter diesen
Voraussetzungen einen Wirkstoff in letaler Dosis
verabreichen, weder moralisch noch berufs-
ethisch zu verurteilen sind. Doch ganz  anders
stellt sich die Situation bei Menschen dar, die aus
einer psychologisch oder sozial gelagerten Befind -

lichkeitsstörung heraus ihrem Leben ein Ende
setzen wollen, ohne dass eine schwere und mit
grossem Leid verbundene Pathologie zugrunde
liegt. Aus ethischer, humaner und vernunftmäs-
siger Sicht stellt sich hier die Frage, ob man zu -
lassen will, dass zu diesem Zweck  eingerichtete
Hilfen diesen Menschen zur Verfügung gestellt
werden. Dabei geht es nicht um das absolute per-
sönliche Recht jedes Menschen, den Freitod zu
wählen, sondern problematisch ist hier der orga-
nisierte Charakter des Vorgangs, dem nicht wie
bei einer unmittelbar tödlichen Krankheit eine
(Art) Arzt-Patienten-Beziehung zugrunde liegt.
Ist da nicht eine Entgleisung in Richtung «Ster-
ben am Fliessband» zu befürchten?

Laut Einschätzung der NEK [2–4] ist eine
staatliche Beaufsichtigung der Tätigkeit der  Ster -
behilfeorganisationen erforderlich. Allerdings ist
nicht leicht zu definieren, wie diese  Aufsicht aus-
sehen soll. Ich für meinen Teil  wünsche mir kein
System, in dem man die zutiefst persönliche Ent-
scheidung, seinem Leben ein Ende zu setzen, vor
einer Behörde oder staatlichen Kommission
rechtfertigen und deren  Zustimmung einholen
muss. In diesem Zusammenhang ist auch daran
zu erinnern, dass ja die Umstände aller Todesfälle
dieser Art im Nachhinein von einem Untersu-
chungsrichter kontrolliert werden. Anzustreben
wäre eher, über eine Anzeigepflicht der betreffen-
den Organi sationen sicherzustellen, dass sie be-
stimmte Kriterien und Bedingungen einhalten,
um so ihre Tätigkeit besser einschätzen zu kön-
nen – auch mit Hilfe von Kontrollen. Ihr Tätig-
keitsfeld muss auf Schwerkranke  beschränkt 
bleiben, für die aus medizinischer Sicht keine
Hoffnung mehr besteht. Ausserdem muss sicher -
gestellt sein, dass die Organisationen daraus kein
lukratives Geschäft machen – sonst wären ver-
mutlich selbstsüchtige Beweggründe im Sinne
des Strafrechts gegeben, und die Organisationen
würden strafbar handeln.

Wie immer in gesellschaftlichen Fragen ist 
es hier angemessen, den Spielraum der Toleranz
zu umreissen, ein goldenes Mittelmass, das die
Grundfreiheiten des Einzelnen ebenso berück-
sichtigt wie die Aufgaben des Staates, die Werte
der Gemeinschaft und ihr Bestreben, ethisch und
praktisch problematische Entgleisungen zu ver-
meiden.
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